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Liebe Freundinnen und Freunde, 

unsere Partei muss sich inhaltlich erneuern. Und genau 

das tun wir – mit dem vierten Grundsatzprogramm 

unserer Geschichte. Ein erster Schritt wurde 2022 mit 

dem Beschluss der Grundwertecharta gegangen.   

Über 65.000 Mitglieder haben bis zum 13. April dann an 

unserer Mitgliederumfrage zum neuen 

Grundsatzprogramm teilgenommen – das ist ein großer 

Erfolg und zeigt, wie motiviert unsere Partei ist! 

Die Umfrageergebnisse sind 

unter www.cdumfrage.de abrufbar und an diesen 

Newsletter angehängt.   

An dieser Stelle ist aber auch ein anderer Punkt zum 

Thema Grundsätze zu nennen. Die BUGA Mannheim 

hat, mit ihrer Entscheidung der Ablehnung einer 

traditionellen Tanztruppe zu verbieten, ideologisch 

überzogen. Nichts kann falsch daran sein die Länder 

anhand deren traditionellen Bekleidungen per Tanz 

darzustellen.   Die Begründung einer kulturellen 

Aneignung ist im Grunde nur peinlich. Solches Handeln 

trage ich nicht mit. Solche Signale wie auch damals des 

Ravensburger Verlags sind ein Zeichen von Schwäche 

und haben nichts mit Grundsätzen oder gar Werten zu 

tun. Es ist insbesondere aber ein Zeichen für ein 

falsches Verhältnis zur Gesellschaft.  
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| Aus dem Landkreis | 

Weitere 37 Millionen Euro für den 

kommunalen Breitbandausbau in 

Sigmaringen - Förderbescheid in Höhe von 

37.275.143,20 Euro  

 

Wie der Stv. Ministerpräsident und 

Digitalisierungsminister Thomas Strobl mitteilt, 

wird der Breitbandausbau im Landkreis 

Sigmaringen mit 37.275.143,20 Euro durch das 

Land Baden-Württemberg gefördert. Der 

Sigmaringer Landtagsabgeordnete Klaus Burger 

freut sich über die neue Rekordsumme: „Eine so 

hohe Förderung gab es für unseren Kreis noch 

nie. Ich freue mich sehr darüber, denn die 

flächendeckende Versorgung mit schnellem 

Internet gehört zur Daseinsvorsorge. Hier 

packen wir konkret an, um die Weichen für die 

Zukunft zu stellen.“  

 

 

 

 

Digitalisierungsminister Thomas Strobl 

erläuterte: „Vor exakt zwei Wochen - beim 

Landkreisjubiläum - habe ich es versprochen, 

heute überbringe ich über 37 Millionen für den 

Breitbandausbau gerne persönlich und halte 

mein Versprechen ein. Eine schnelle und 

zuverlässige Internetanbindung ist in unserem 

heutigen, digitalen Zeitalter ganz entscheidend 

dafür, wo die Menschen hinziehen und wo sich 

Unternehmen ansiedeln. Die OEW Breitband 

GmbH bündelt hierzu die Kräfte in mehreren 

Landkreisen und geht damit genau den richtigen 

Weg: Breitbandausbau ist ein Mannschaftssport. 

Alleine schafft diese Jahrhundertaufgabe 

niemand. Jeder neue Gigabit-Anschluss, den wir 

realisieren, ist eine direkte Investition auf dem 

Weg unseres Landes in die Gigabit-Zukunft. Als 

Digitalisierungsminister freut mich das 

besonders, weil wir mit dieser Förderung die 

digitale Zukunft unserer Städte und Gemeinden 

im ländlichen Raum ganz konkret mitgestalten.“ 

In Summe werden mit dem Förderbescheid 

3.010 Teilnehmeranschlüsse entstehen. 

Darunter fallen elf Schulanschlüsse, 511 

Anschlüsse für Gewerbebetriebe, ein 

Krankenhaus und acht Anschlüsse für 

öffentliche Einrichtungen. Zudem werden elf 

schwer erschließbare Einzellagen 

angeschlossen. Als schwer erschließbar gelten  

Gebäude, die mehr als 400 Meter vom 

letztmöglichen Anschlusspunkt entfernt sind.  

 

 



 
  
 
 
 
 
 

 

 

Die Landesregierung fördert den kommunalen 

Ausbau mit eigenen Förderprogrammen überall 

dort, wo ein Marktversagen festgestellt wurde.  

Seit 2016 hat das Land 3.437 Förderprojekte 

mit 2,28 Mrd. Euro unterstützt; der Bund hat 

weitere 2,78 Mrd. Euro zur Verfügung gestellt 

(Stand 14.04.2023). Damit haben Land und 

Bund seit 2016 zusammen rund 5,06 Mrd. Euro 

in den Breitbandausbau in Baden-Württemberg 

investiert. 

 

Laut den aktuellsten Zahlen (Stand Dezember 

2022) verfügen in Baden-Württemberg 88,9 

Prozent der Haushalte über einen 

Internetanschluss mit einer 

Downloadgeschwindigkeit von mindestens 100 

Mbit/s. Im Gigabit-Bereich verfügen derzeit 

69,65 Prozent der Haushalte über einen 

Anschluss von 1.000 Mbit/s. Darüber hinaus 

verfügen nach dem Breitbandatlas (Stand Ende 

2022) in Baden-Württemberg 92,77 Prozent der 

Haushalte über einen Internetanschluss mit 

einer Downloadgeschwindigkeit von 

mindestens 50 Mbit/s. Das bedeutet einen 

Anstieg von rund 20 Prozentpunkten im 

Vergleich zu Mitte 2016. Damals hatten nur 

72,8 Prozent der Haushalte 50 Mbit/s 

Download. Landrätin Stefanie Bürkle erklärte: 

„Für eine zukunftsfähige Infrastruktur im 

ländlichen Raum bleibt der Ausbau schneller 

Internetanschlüsse eine der wichtigsten 

Aufgaben. Deshalb freue ich mich gemeinsam  

 

 

 

 

mit den Bürgermeistern der fünf Kommunen 

sehr über die großzügige Förderung, die es den 

Städten Pfullendorf und Scheer und den 

Gemeinden Schwennigen, Illmensee und 

Neufra ermöglicht, die Digitalisierung im 

Landkreis Sigmaringen weiter voranzutreiben. 

Durch die Förderung können sie ihren bereits 

vor mehr als zehn Jahren eingeschlagenen 

Kurs fortsetzen. Im Schulterschluss mit den 

Gemeinden im Kreis werden wir weiter mit 

Hochdruck am Ausbau der Glasfasernetze 

arbeiten, um Privatleuten und heimischen 

Unternehmen einen echten Standortvorteil zu 

bieten – in einem ländlichen Raum mit 

gesunder Natur und Umwelt.“ 

 

| Aus dem Landkreis | 

Städtebauförderung im Jahr 2023 
 
Über 1,6 Millionen Euro fließen in den 
Landkreis Sigmaringen 

 

Wie die Ministerin für Landesentwicklung und 

Wohnen, Nicole Razavi MdL, dem Sigmaringer  

 



 
  
 
 
 
 
 

 

Landtagsabgeordneten Klaus Burger mitgeteilt 

hat, fließen auch im Jahr 2023 wieder 1,6 

Millionen Euro für Maßnahmen der 

städtebaulichen Erneuerung in den Landkreis 

Sigmaringen: Die Gemeinde Beuron erhält 

800.000 Euro, nach Hettingen fließen 300.000 

Euro für das Erneuerungsgebiet Stadtkern II. Die 

Gemeinde Ostrach profitiert mit der Maßnahme 

Ortskern III von 150.000 Euro. Zusätzlich fließt 

ein Betrag in Höhe von 354.000 Euro nach 

Mengen für den Sportanteil im Rahmen der 

Modernisierung der Ablachhalle. „Ich freue mich 

sehr über diese Finanzhilfen für die 

Erneuerungsmaßnahmen im Kreis 

Sigmaringen“, so der CDU-

Landtagsabgeordnete Klaus Burger MdL, der 

auch dem Ausschuss für Landesentwicklung 

und Wohnen des baden-württembergischen 

Landtags angehört. „Belebung der Ortskerne, 

Stärkung des Klimaschutzes, mehr bezahlbarer 

Wohnraum – die Städtebauförderung macht’s 

möglich“, so Burger in einer Pressemitteilung.  

Wie Razavi dem Abgeordneten weiter mitteilte, 

stellt das Ministerium für Landesentwicklung und 

Wohnen in diesem Jahr 238,76 Mio. Euro für 

städtebauliche Erneuerungsmaßnahmen zur 

Verfügung. Davon kommen rund 76,5 Millionen 

Euro vom Bund. „Da das Programm sehr beliebt 

ist und viel mehr Anträge gestellt wurden als 

bewilligt werden konnten, ist es umso 

erfreulicher, dass diese Maßnahmen in unserem 

Landkreis zum Zug gekommen sind“; so Burger 

weiter. „In mehr als 50 Jahren konnten in Baden-

Württemberg fast 900 Städte und Gemeinden in  

 

Stadt- und Ortskerne unterstützt werden Als 

lernendes Programm reagiert sie immer wieder 

auf neue, zentrale Herausforderungen, damit die 

Kommunen fit für die Zukunft werden. Indem sie 

langfristige Planungen sichert und gleichzeitig 

notwendige Spielräume ermöglicht, ist die 

Städtebauförderung eine verlässliche Stütze für 

städtebauliche Vorhaben in unseren Städten 

und Gemeinden“, erklärt Klaus Burger MdL.  

 

| Aus dem Landkreis | 

Bundeswehr in Stetten a.k.M und 
Pfullendorf 
 
Grundsatzpapier zur Bundeswehr 

 

Wir haben in der Fraktion ein weiteres 

Grundsatzpapier zur Bundeswehr beschlossen. 

Dies ist auch wichtig für unsere 

Bundeswehrstandorte. Das Papier erhalten Sie 

im Anhang. Dies wurde auch bei der Verleihung 

eines Fahnenbandes für zahlreiche Einsätze 

und Missionen in Stetten am kalten Markt klar. 

Beim feierlichen Appell ging 

Divisionskommandeur der 10. Panzerdivision, 

Generalmajor Ruprecht von Butler auf die 

Verdienste der Soldatinnen und Soldaten ein.  



 
  
 
 
 
 
 

 

Unser Dank gilt im Besonderen den Verletzten 

und Todesopfern im Einsatz. Die Bundeswehr in 

Stetten a. k. M. und Pfullendorf ist mit ihren 

Exzellenzen Truppenübungsplatz, Sprengplatz, 

Bundeswehrfeuerwehr und Spezialkräfte der 

Truppe für den Landkreis auch ein 

Wirtschaftsfaktor. Genauso wichtig ist, dass die 

Bundeswehr und ihre Soldatinnen und Soldaten 

in unserer Heimat fest im täglichen Leben 

integriert sind. Die Bundeswehr ist bei uns 

Zuhause. 

 

 

  | Aus der Fraktion | 

Videokonferenz mit Rassegeflügelzüchter - 

Altes Kulturgut ist zunehmend gefährdet 

 

Auf den ersten Blick erscheint es als Paradox: 

einerseits lässt sich eine zunehmende 

Sehnsucht nach dem traditionellen Landleben 

feststellen, auf der anderen Seite werden immer 

öfter als störend empfundene Lärm- und 

Geruchsquellen von Anwohnern weggeklagt.  

 

Konfrontiert mit der Realität des dörflichen 

Charakters werden insbesondere Tiere schnell 

zum Streitobjekt zwischen deren Haltern und 

Neubürgern, die auf dem Land vor allem Ruhe 

vor dem Stadtlärm suchen.  

Diese Entwicklung gefährdet zunehmend die 

Rassegeflügelzucht, so Walter Weisser, der 

erste Vorsitzende des Landesverbands 

Badischer Rassegeflügelzüchter in einer 

Videokonferenz, zu der ich zusammen mit 

meinen Fraktionskollegen Ansgar Mayr und Dr. 

Michael Preusch eingeladen hatte. Der 

Sachverhalt, der dahintersteht, ist, dass wenn 

die Haltung eines Hahns wegen Beschwerden 

über dessen Krähen verboten wird, auch keine 

Nachzucht mehr möglich ist. Künstliche 

Besamungen bei Geflügel sind aufwändig und 

teuer. 

Als Hauptproblem nannten die Geflügelzüchter 

die Willkür von Verwaltungen und Gerichten. Je 

nachdem bei welchem Ordnungsamt die 

Beschwerde eingeht, oder welcher Richter über 

eine Klage zu entscheiden hat, gibt es ein breites 

Spektrum.  Die Entscheidungen reichen von 

dem Hinweis, dass die Anwohner das Krähen 

oder die Gerüche zu tolerieren haben, bis hin zu 

teuren Baumaßnahmen. Dies kann die 

Errichtung schalldichter Ställe sein, oder gar die  

– aus tierschutzrechtlicher Sicht fragwürdige – 

Verbringung von Hähnen in Dunkelboxen über 

Sonn- und Feiertage. 

Angesichts dieser Ungewissheit und drohender 

teurer Auflagen kommen zwischen 60 und 70%  



 
  
 
 
 
 
 

 

der beklagten Halter einer Anordnung zuvor und 

entfernen den Hahn. Dabei gehe mit jedem 

Hahn, der nicht mehr krähen darf, ein weiteres 

Stück dörfliche Heimat und Kultur verloren. Silvia 

Stengel will diese Entwicklung nicht länger 

hinnehmen, weshalb sie 2020 eine Petition 

gestartet hat.  Mit der Petition möchte Stengel, 

selbst beklagte Züchterin, erreichen, dass 

ähnlich wie in Frankreich auch in Deutschland 

ortsübliche Gerüche und Geräusche des 

Landlebens, bspw. auch Kirchenglocken, als 

kulturelles Erbe besonders geschützt werden. 

Ich bin der Meinung, dass es für Menschen, die 

auf das Land ziehen, bis zu einem gewissen 

Maß zumutbar ist, auch die Geräusche und 

Gerüche von Nutz- und Hobbytieren zu ertragen. 

Gegen den Lärm von Krähen und anderen 

Wildtieren kann schließlich auch nicht geklagt 

werden. Ich will mich der Thematik weiter 

anzunehmen, zumal die Kleintierzucht 

insgesamt durch Corona und die Geflügelzucht 

darüber hinaus noch durch die Vogelgrippe 

starke Rückgänge zu verzeichnen hat. 

| Aus dem Arbeitskreis | 

Strategiedialog Landwirtschaft 

Vor Ort im Gespräch mit Landwirten und 

Lebensmittelhandwerk 

 

 

 

 

 

Die Landwirtschaft erlebt seit vielen Jahrzehnten 

einen tiefgreifenden Wandel, der sich in jüngster 

Zeit noch beschleunigt hat. Die CDU nimmt die 

damit einhergehenden Zukunftsängste und 

Sorgen ernst.  Staatssekretärin Sabine Kurtz, 

dem umweltpolitischen Sprecher Raimund 

Haser und mir als agrarpolitischem Sprecher ist 

es wichtig, dass der Strategiedialog 

Landwirtschaft nicht nur in geschlossenen 

Zirkeln auf Landesebene, sondern auch mit den 

direkt Betroffenen vor Ort geführt wird. Deshalb 

diskutierten wir mit 85 Teilnehmern vor allem aus 

dem Bereich der Landwirtschaft und des 

Lebensmittelhandwerks im Rahmen der 

Veranstaltung „Strategiedialog BW – 

Perspektive für die heimische Landwirtschaft?“  

über die Frage, wie es mit der Landwirtschaft 

weitergeht, und wie man den Wandel für alle 

Seiten nachhaltig gestalten kann. 

Als stellv. persönlicher Berater des 

Ministerpräsidenten stellte ich die 

verschiedenen Arbeitsgruppen des vom 

Staatsministerium auf Landesebene initiierten 

Strategiedialogs und deren Arbeitsbereiche vor.  



 
  
 
 
 
 
 

 

Staatssekretärin Sabine Kurtz und Raimund 

Haser berichteten aus ihren Arbeitsfeldern. 

 

Zusammen mit Gerhard Fassnacht 

(Vorsitzender des Bauernverbands 

Nordschwarzwald-Gäu-Enz), Dagmar 

Hämmerle (Leiterin des Landwirtschaftsamts 

Calw) und Hans-Georg Ehret (Obermeister 

Fleischer-Innung Calw) sowie den anwesenden 

Gästen diskutierten wir über die vielfältigen 

Herausforderungen, denen die Landwirtschaft 

heute gegenüber steht. Eines war am Ende klar: 

ohne Bauern gibt es keine 

Ernährungssicherung, keine regionalen 

Lebensmittel und auch keinen Naturschutz. Sie 

sind diejenigen, die die Landschaft als 

Lebensraum für Menschen, Tiere und Pflanzen 

offen halten. Eingeladen hatte zu dieser 

spannenden Veranstaltung in der 

Schäferlaufstadt Wildberg der Arbeitskreis 

Landwirtschaft/Ländlicher Raum Calw-

Freudenstadt. Mit dabei waren auch der erste 

und zweite Vorsitzende von LsV Baden-

Württemberg, Christian Coenen und Marc 

Berger. 

 

 

 | Aus dem Arbeitskreis | 

Landwirtschaftsprojekt für 

Lehramtsstudenten startet in die Praxis

 

Eine zukunftsweisende Idee aus dem Bereich 

landwirtschaftliche Bildung wurde jetzt Realität. 

Der Anstoß zu dem Pilotprojekt 

„Landwirtschaftliche Bildung an Pädagogischen 

Hochschulen“ kam im vergangenen Jahr aus 

den Reihen des AktivForums „Agrar und 

Soziales“ durch Angelika Pietschmann, Agrar-

Referentin der katholischen Landbewegung in 

Freiburg.  

Im 21. Jahrhundert haben immer weniger 

Menschen einen direkten Bezug zur 

Landwirtschaft. Emotional gefärbte Meinungen 

ersetzen oftmals das Wissen darüber, wo und 

wie Getreide, Milch, Fleisch u.a.  produziert 

werden, welche Zusammenhänge dahinter 

stehen, und was die Voraussetzungen sind.  

 

Gemeinsam mit den Mitgliedern des 

AktivForums, zu denen auch Josef Kugler 

gehört,  und „Lernort Bauernhof in Baden-

Württemberg“ will sich Pietschmann diesem 

Trend entgegenstellen. 

 

 

 



 
  
 
 
 
 
 

 

Viele Kooperationspartner beteiligt 

 

Aus ersten Ideen entwickelte sich ein Projekt, bei 

dem Lehramtsstudenten verschiedene 

landwirtschaftliche Themenfelder in Theorie und 

Praxis kennenlernen. Ziel ist es, ein realistisches 

Bild der modernen Landwirtschaft mit den ihr 

eigenen Aufgaben und Herausforderungen zu 

vermitteln. Als Multiplikatoren können die 

angehenden Lehrerinnen und Lehrer ihre 

Kenntnisse über die Lebensmittelerzeugung und 

-verarbeitung sowie regionale, gesunde 

Ernährung später im Unterricht weitergeben. 

Parallel entsteht ein Wissensnetzwerk, auf das 

nicht nur während der Projektphase 

zurückgegriffen werden kann. 

Kooperationspartner sind sechs Pädagogische 

Hochschulen in Baden-Württemberg sowie 

landwirtschaftliche Betriebe, die Partner von 

„Lernort Bauernhof“ sind. In der Pilotphase 

richtet sich das Angebot an Studierende des 

Lehramts Grundschule, eine Weiterentwicklung 

und mögliche Ausweitung wird im Rahmen der 

Evaluierung geprüft. 

Den Weg von der Projektidee bis zur 

Realisierung habe ich sehr gerne begleitet und 

unterstützt. Dank des engagierten Einsatzes  

auch von Staatssekretärin Sabine Kurtz konnten 

30.000€ aus Landesmitteln für die Umsetzung  

bewilligt werden. Uns ist es wichtig, dass 

grundlegendes Wissen rund um die 

Landwirtschaft wieder in die Breite der 

Gesellschaft getragen wird. 

 

 

 

Wissen nachhaltig verankern 

 

Dr. Frank Rösch von der PH Ludwigsburg lobte 

im Rahmen der Auftaktveranstaltung den 

ganzheitlichen Ansatz des Projekts, der dazu 

führt, dass Wissen nachhaltig im Bewusstsein 

verankert wird. Die Studierenden selbst zeigten 

sich begeistert von dieser Möglichkeit des 

praxisnahen Lernens. Nach einem ersten 

theoretischen Teil stellten sie sich beim 

Praxistag auf einem Milchviehbetrieb ganz 

unterschiedlichen, teils sehr anspruchsvollen 

Aufgaben.  

Ann-Kathrin Käppeler und Ann-Kathrin 

Schmider von der Zentralen Koordination 

„Lernort Bauernhof“, die den Praxisteil des 

Projekts organisieren, freuten sich über die 

große Offenheit unter allen Beteiligten, sich auf 

etwas völlig Neues einzulassen. 

 

 

 

   |  Aus den Verbänden | 

 

Bezirksvertreterversammlung zur 
Aufstellung der Landesliste für die 
Europawahl in Sigmaringen 

 

 

 



 
  
 
 
 
 
 

 

 

 

Bei der Bezirksvertreterversammlung zur 

Aufstellung der Landesliste für die Europawahl 

in Sigmaringen gab es klare Ergebnisse. Norbert 

Lins erhielt von den 101 Delegierten 100 

Stimmen. Auch die weiteren drei Listenplätze 

sowie alle Ersatzplätze wurden hervorragend 

besetzt. Fünf Frauen und drei Männer bilden das 

Team des Bezirksverbandes Württemberg-

Hohenzollern. Norbert Lins überzeugte mit 

seiner Rede. Herzliche Gratulation, so können 

wir gestärkt auf die Europawahl zu gehen. 

 

   |  Aus den Verbänden | 

Jahreshauptversammlung der CDU Göge 

 

 

 

 

Bei der Jahreshauptversammlung der CDU 

Göge berichtete die Vorstandschaft über das 

Geschäftsjahr 2021/22. Daneben standen 

Wahlen, Ehrungen und Berichte aus 

verschiedenen politischen Ebenen auf der 

Tagesordnung. Abschließend wurde über 

aktuelle Themen diskutiert. Turnusgemäße 

Wahlen brachten nur leichte Veränderungen in 

der Vorstandschaft: Markus Kaufmann stellte 

sein Amt als Kassier zur Verfügung, bleibt aber 

als Beisitzer im Ausschuss. Neuer Kassier ist 

nun Stephan Reitemann.  

Nach den Wahlen setzt sich die Vorstandschaft 

für die nächsten beiden Jahre nun wie folgt 

zusammen: 

Vorsitzender:  Martin Reck 

Stv. Vorsitzender: Gabriel Fürst 

Schriftführerin:  Marion Rapp 

Kassier:   Stephan Reitemann 

Pressewartin:  Marion Rapp 



 
  
 
 
 
 
 

 

 

Ausschussmitglieder: Albert Wetzel 

   Karl Johannes Deppler 

   Mike Traub 

   Peter Löffler 

   Wilhelm Zeller 

   Christine Aßfalg 

   Josef Lutz 

   Markus Kaufmann 

 

Einen Schulterblick auf das politische 

Geschehen auf der Landesebene ermöglichte 

Klaus Burger: 

Themen und Fragestellungen, die längst in der 

Bevölkerung angekommen sind, beschäftigen 

die Politiker im Land. Beispielhaft seien genannt 

die Ansiedelung des Wolfes, die 

Grundsteuerreform, der schlechte Zustand im 

Pflegebereich, die gendergerechte Sprache und 

die aus Sicht der CDU nicht gerechtfertigte  

 

geplante Erhöhung des GEZ-Beitrages. Zum 

Umgang der Politik mit der Landwirtschaft bezog 

Klaus Burger kritisch Stellung. Durch die 

Ausweisung verschiedener Schutzgebiete 

würde die Ausübung der Landwirtschaft über 

Gebühr behindert. Positiv sei jedoch, dass das 

Land für den Ausbau der Fachschulen zur  

 

 

landwirtschaftlichen Aus- und Fortbildung 

bereits Gelder und Stellen im Haushalt 2023 

eingeplant hätte. Sorgen mache Burger das 

ehrgeizige Ziel der EU, 20 % der Landes- und 

Seefläche der EU bis 2030 zu renaturieren. Die 

Renaturierung beinhalte z.B. das Vernässen von 

Mooren und das Wiederherstellen von Böden.  

Der schlimmste anzunehmende Fall wäre der 

Rückbau von Gebäuden, die auf einer für die 

Renaturierung vorgesehenen Fläche stünden.  

Unter dem Tagesordnungspunkt „Aussprache“ 

gab es Gelegenheit, sich zu politischen Themen 

zu äußern. Gabriel Fürst moderierte die 

Diskussion. Es wurde deutlich, dass ein großer 

Redebedarf bei den Anwesenden bestand, der 

von politischer Unzufriedenheit auf allen Ebenen 

herrührt. Die Themen waren vielfältig und 

reichten von mangelndem Fachwissen der 

Politiker über die Diskrepanz zwischen 

Wahlalter und strafmündigem Alter bis hin zur 

geringen Wertschätzung von handwerklichen 

Berufen.  

 

 

 

 

 

 



 
  
 
 
 
 
 

 BURGER BEIM BÜRGER 


